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Richtlinie über die Gewährung von Ausgleichsleistungen an kommunale Träger 

von Gymnasien zur Kompensation des durch die Umstellung von G8 auf G9 

ausgelösten finanziellen Mehrbedarfs   

Bekanntmachung des Ministeriums für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wissen-

schaft, Forschung und Kultur vom 10.10.2023 – III 22 

1. Ziel und Zweck

1.1  Die Schleswig-Holsteinische Landesregierung und die Kommunalen Landes-

verbände haben sich in der Vereinbarung vom 11. Januar 2018 über finanzi-

elle Entlastungsmaßnahmen darauf verständigt, dass der durch die Umstel-

lung von G8 zu G9 ausgelöste und nachgewiesene finanzielle Mehrbedarf 

kompensiert wird, soweit dieser notwendig, unabwendbar und unmittelbar 

durch das Gesetz verursacht worden ist. 

1.2 Die hierfür erforderlichen Mittel werden durch das für Bildung zuständige Mi-

nisterium (Bewilligungsbehörde) nach Maßgabe dieser Richtlinie, den allge-

meinen haushaltsrechtlichen Bestimmungen sowie der Regelungen des Lan-

desverwaltungsgesetzes Schleswig-Holstein (LVwG) vergeben. 

1.3 Ein Anspruch der Antragstellerin oder des Antragstellers auf Gewährung der 

Ausgleichsleistung im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel besteht nur 

insoweit, als dass sie oder er die unter Nummer 4 genannten Voraussetzun-

gen erfüllt.  

2. Empfängerin und Empfänger

Antragsberechtigt und Empfängerin bzw. Empfänger der Ausgleichsleistun-

gen sind die schleswig-holsteinischen kommunalen Träger von G8-Gymna-

sien, die auf einen 9-jährigen Bildungsgang umgestellt haben.

3. Gegenstand der Ausgleichsleistungen

3.1  Ausgeglichen werden die Aufwendungen des unter 2. genannten Empfänger-

kreises für den im Zusammengang mit der Umstellung auf G9 stehenden 

Umbau bzw. die Erweiterung eines Schulgebäudes. 

3.2 Berücksichtigungsfähig ist auch die für die Funktionsfähigkeit der Schulge-

bäude erforderliche Ausstattung, soweit es sich dabei um Gegenstände und 

Anlagen handelt, die für die Nutzung des Gebäudes als solches erforderlich 

und fest mit dem Gebäude verbunden bzw. nicht beweglich sind, so zum Bei-

spiel Fußbodenbeläge oder Leitungen. Ergänzende Infrastrukturmaßnahmen 
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einschließlich solcher zur Erfüllung der digitalen Anforderungen an Schulge-

bäude sind förderfähig, soweit es sich dabei um fest mit dem Gebäude ver-

bundene, nicht bewegliche Anlagen wie beispielsweise Datenleitungen han-

delt. Die Anschaffung digitaler Geräte oder von Möbeln ist berücksichtigungs-

fähig. 

3.3 Investive Begleit- und Folgemaßnahmen werden nur anerkannt, wenn ein un-

mittelbarer und notwendiger Zusammenhang mit einer Investitionsmaß-

nahme nach den Nummern 3.1 und 3.2 besteht. Dazu zählen auch projekt-

vorbereitende und -begleitende Beratungsleistungen externer Dienstleister, 

die einer möglichst wirtschaftlichen Umsetzung und Nutzung dienen. Lau-

fende Kosten der Verwaltung (Personalkosten, Sachkosten) sind nicht erstat-

tungsfähig. 

 

3.4 Im Rahmen eines vom Schulträger ohnehin geplanten Schulneubaus wird 

der auf der Grundlage der Berechnungen nach Nummern 4.2 bis 4.4 nachge-

wiesene berücksichtigungsfähige Mehrbedarf in der Weise berücksichtigt, als 

dass der prozentuale Aufwuchs an Schülerinnen und Schülern in der Sekun-

darstufe I auf die Investitionskosten für Klassenräume umgelegt wird. 

 

 

4. Voraussetzungen 

4.1 Die Gewährung der Ausgleichsleistung gemäß Nr. 1 setzt folgendes voraus: 

a) die Berücksichtigungsfähigkeit der Investitionsmaßnahme, 

b) die Anmeldung der Maßnahme gemäß Nr. 6 und  

c) den Antrag auf Gewährung der Ausgleichsleistung gemäß Nr. 7. 

4.2 Die Antragstellerin oder der Antragsteller hat einen unmittelbar durch die Um-

stellung von G8 auf G9 verursachten Mehrbedarf (berücksichtigungsfähiger 

Mehrbedarf) für die jeweilige Schule nachzuweisen. Dabei sind die Schulträ-

ger gehalten, alle erreichbaren und zumutbaren Einsparpotentiale zur Ver-

meidung eines Mehrbedarfs zu nutzen. 

4.3  Als berücksichtigungsfähiger Mehrbedarf können nur die Aufwendungen gel-

tend gemacht werden, die darauf beruhen, dass durch die G9-bedingte zu-

sätzliche Jahrgangsstufe in der Sekundarstufe I Mehrbedarf für zusätzliche 

Unterrichtsräume entstanden ist. 

 

Die Feststellung eines berücksichtigungsfähigen Mehrbedarfs setzt einen Ab-

gleich bezüglich 

1. der Zahl der Schülerinnen und Schüler in der Sekundarstufe I,  

2. der hierfür gebildeten Lerngruppen und 

3. dem Angebot an Unterrichtsräumen für die Sekundarstufe I 
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 im Schuljahr 2012/13 (letzte 10. Jahrgangsstufe im G9-Bildungsgang) und 

der zu 4.3.1 bis 4.3.3 für das Schuljahr 2023/24 (erste 10. Jahrgangsstufe 

nach Rückkehr zum G9-Bildungsgang) gemäß der im Rahmen der Schulent-

wicklungsplanung des Trägers prognostizierten Zahlen voraus. 

 Bleibt gemäß der Prognose für das Schuljahr 2023/24 an der jeweiligen 

Schule das Angebot an Unterrichtsräumen hinter dem Bedarf zurück und will 

der Träger den daraus zum Schuljahr 2026/27 resultierenden Fehlbedarf 

durch bauliche Maßnahmen an im Eigentum des Schulträgers stehenden o-

der angemieteten Gebäuden abdecken, kann er einen berücksichtigungsfähi-

gen Mehrbedarf geltend machen. 

 

 Dabei ist vom Träger zunächst darzulegen, dass bis zum Schuljahr 

2012/2013 für die Sekundarstufe I für den Unterricht genutzte Räume zwi-

schenzeitlich anderweitig genutzt werden. Insbesondere folgende Nachnut-

zungen werden in diesem Zusammenhang anerkannt, und stehen einem be-

rücksichtigungsfähigen Mehrbedarf nicht entgegen:  

- Umbau zu Ganztagsräumen,  

- Umnutzung/Umbau für Schulsozialarbeit, 

- Nutzungsräume im Rahmen der Digitalisierung von Schule. 

 

4.4 Ein berücksichtigungsfähiger Mehrbedarf wird nicht anerkannt, wenn  

1.  der Bedarf auf der Bildung zusätzlicher Lerngruppen beruht, die auf-

grund der demographischen Entwicklung oder veränderter Schüler-

ströme erforderlich geworden sind, 

2.  der Bedarf darauf beruht, dass das Angebot an Unterrichtsräumen für 

die Sekundarstufe I zukünftig nur deshalb zu gering sein wird, weil die 

Anzahl der Schülerinnen und Schüler pro Lerngruppe gegenüber der 

Anzahl im Schuljahr 2012/13 verringert worden ist oder 

3. der Bedarf dadurch abgedeckt werden kann, dass die Zahl der Lern-

gruppen dem Bestand an Unterrichtsräumen angepasst wird, und 

zwar entweder durch eine Erhöhung der Anzahl von Schülerinnen und 

Schülern pro Lerngruppe unter Ausschöpfung der Schülerzahlen gem. 

Erlass zur Festlegung der Aufnahmemöglichkeiten an den weiterfüh-

renden allgemeinbildenden Schulen vom 15. Januar 2015 oder durch 

eine Festsetzung der Aufnahmemöglichkeiten gem. § 24 Abs. 1 Satz 2 

Schulgesetz SH. 

 

4.5 Ein vorzeitiger Vorhabenbeginn ist zulässig, wenn die Investitionsmaßnahme 

nach dem 11.01.2018 begonnen worden ist. Ein Vorhaben beginnt mit dem 

Abschluss einer seiner Umsetzung dienenden rechtsverbindlichen Leistungs- 
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und Lieferungsvertrages. 

 

4.6 In dem Bescheid, mit dem der Antragstellerin oder dem Antragsteller die 

Ausgleichsleistung gewährt wird, ist die Dauer der Zweckbindung taggenau 

festzusetzen. Sie beträgt bei gebäudebezogenen Vorhaben 25 Jahre ab Ab-

schluss des Vorhabens und richtet sich ansonsten nach den AfA-Tabellen 

(Abschreibungstabelle). Nach Ablauf der Bindungsfrist kann die Empfängerin 

oder der Empfänger frei über die aus der Ausgleichsleistung erworbenen Ge-

genstände verfügen 

 

4.7 Die Empfängerinnen und Empfänger der Ausgleichsleistung haben den ord-

nungsgemäßen Unterhalt der zusätzlichen Räume während der Zweckbin-

dungsfrist sicherzustellen. 

 

5. Umfang und Höhe 

5.1 Die Ausgleichsleistung wird als Vollfinanzierung mit Höchstbetragsbegren-

zung gewährt. 

5.2 Berücksichtigungsfähige Ausgaben sind die in unmittelbarem Zusammen-

hang mit der umfassenden baulichen Erneuerung stehenden notwendigen, 

nachgewiesenen und angemessenen Aufwendungen, die auf der Basis einer 

Kostenberechnung nach DIN 276 festgesetzt werden. Berücksichtigungsfä-

hig sind hierbei die Kostengruppen 100, 200, 300, 400, 500, 610, 620, 630 

und 700. 

 

6. Anmeldeverfahren 

 

6.1  Die nach Nr. 2 antragsberechtigten Schulträger melden die von ihnen beab-

sichtigte Investitionsmaßnahme bis zum 29.02.2024 bei dem für Bildung zu-

ständigen Ministerium über das Funktionspostfach schulbau@bimi.landsh.de 

an. Die Meldung besteht aus dem auf der Homepage des für Bildung zustän-

digen Ministeriums abrufbaren Anmeldeformular, das folgende Angaben ent-

halten muss: 

  a) Beschreibung der geplanten Maßnahme,  

 b) Begründung des Mehrbedarfs gemäß Nr. 4.2 bis 4.4, 

 c) voraussichtlicher Beginn und voraussichtliches Ende der  

  Maßnahme, 

  d) Bezifferung der Kosten.  

 Anmeldungen, die nach diesem Zeitpunkt im Postfach eingehen, werden 

nicht berücksichtigt. 

 

6.2 Die eingegangenen Anmeldungen werden von dem für Bildung zuständigen 

Ministerium aufgelistet und in einem aus Vertreterinnen und Vertretern des 

Ministeriums und der kommunalen Landesverbände bestehenden Gremium 

mailto:schulbau@bimi.landsh.de
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beraten.  

 

6.3  Das Anmeldeverfahren ersetzt nicht das Antragsverfahren nach Nr. 7. 

 

 

 

7. Antragsverfahren 

7.1 Antragsberechtigt sind die Adressatinnen und Adressaten dieser Richtlinie 

nach Nummer 2. 

 

7.2 Der Antrag muss folgende Angaben enthalten: 

a) Die Beschreibung der geplanten Maßnahme unter Angabe des Trägers, 

b) die Begründung des Mehrbedarfs gem. Nr. 4.2 bis Nr. 4.4, 

c) der Beginn und das Ende der Maßnahme, 

d) ein Kosten- und Finanzierungsplan, 

e) eine Aufstellung nach DIN 276 in der 2. Gliederungsebene einschließlich 

Bauzeichnung, 

f) eine Bestätigung über die längere Nutzbarkeit des Gebäudes, 

g) eine baufachliche Stellungnahme entsprechend Nr. 6.5 der VV-K, 

h) die Bestätigung, dass die Maßnahme auf keine kostengünstigere Weise 

durchgeführt werden kann; dabei sind auch Wirtschaftlichkeitsbetrach-

tungen zugrunde zu legen, 

i) die Erklärung, dass alle erreichbaren und zumutbaren Einsparpotentiale 

zur Vermeidung eines Mehrbedarfs genutzt wurden, 

j) die Bestätigung, dass für diese Maßnahme keine Doppelförderung bean-

tragt wird. 

 

7.3 Der Antrag auf Gewährung der Ausgleichsleistung ist ab dem 01.07.2024 bei 

dem für Bildung zuständigen Ministerium über das Funktionspostfach schul-

bau@bimi.landsh.de zu stellen. Für die Antragstellung ist der Vordruck des 

für Bildung zuständigen Ministeriums zu verwenden. Eine Antragstellung ist 

bis zum 30.06.2026 möglich. Später eingehende Anträge werden nicht be-

rücksichtigt. 

 

8. Auszahlungsverfahren  

mailto:schulbau@bimi.landsh.de
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8.1 Die durch Bescheid gewährte Leistung darf nur zur Begleichung bereits fälli-

ger Rechnungen anteilig zur Auszahlung angewiesen werden. Entspre-

chende Nachweise sind von der Empfängerin oder dem Empfänger der Leis-

tung zu erbringen. 

8.2 Die Maßnahmen müssen bis zum 31.05.2028 vollständig abgeschlossen 

sein, die vollständige Abrechnung und damit verbundene Ausgaben an die 

Empfängerin oder den Empfänger nach Nr. 2 sind bis zum 30.06.2028 mög-

lich. 

 

9. Nachweisverfahren 

Die Empfängerinnen und Empfänger der Ausgleichsleistung weisen spätes-

tens sechs Monate nach Abschluss der Maßnahme der Bewilligungsbehörde 

die zweckentsprechende, wirtschaftliche und sparsame Verwendung der Mit-

tel nach und legen einen baufachlich geprüften Nachweis vor. 

 

Für den Nachweis ist ein von dem für Bildung zuständigen Ministerium be-

reitgestellter Vordruck zu verwenden. 

 

10. Nachhaltigkeit 

Das Ergebnis des Nachhaltigkeitschecks ist:  

Das Vorhaben hat positive Auswirkungen auf 'Bildung'.  

Das Vorhaben hat keine direkten oder indirekten Auswirkungen auf die Treib-

hausgasemissionen. 

 

 

11. Schlussbestimmungen 

Diese Richtlinie tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt für 

Schleswig-Holstein in Kraft. Sie hat eine Laufzeit bis zum 31.12.2029. 


